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108. Öffentliche Bekanntmachung einer Ausschreibung von Leistungen, hier: 

Belieferung und regelmäßiger Austausch von Schmutzfangmatten; Auf-
traggeber: Stadt Leverkusen, Fachbereich Gebäudewirtschaft, Moskauer 
Str. 4a, 51373 Leverkusen 

____________________________________________________________________ 
 
Die Stadt Leverkusen beabsichtigt, im Wege der Öffentlichen Ausschreibung gem. § 9 
Abs. 1 UVgO folgende Leistungen zu vergeben: 
 
Vergabe-Nr. 2024-0054: 
Belieferung und regelmäßiger Austausch von Schmutzfangmatten in über 90 städt. 
Gebäuden für die Zeit vom 01.12.2024 - 30.11.2026 (mit der Option der zweimaligen 
Verlängerung, um jeweils ein weiteres Vertragsjahr bis maximal 30.11.2028) 
 
Die Vergabeunterlagen können bis zum 29.07.2024, 10:00 Uhr, im Internet auf der 
Seite des Vergabemarktplatzes Rheinland kostenfrei abgefordert werden unter: 
www.evergabe.nrw.de/VMPCenter/company/welcome.do. 
 
Leverkusen, 5. Juli 2024 
Stadt Leverkusen 
Der Oberbürgermeister  
Fachbereich Recht und Vergabestelle 
Im Auftrag 
gez. Fuchs 
____________________________________________________________________ 
 
109. Öffentliche Bekanntmachung einer Ausschreibung von Leistungen, hier: 

Online-Portale zur Veröffentlichung von Ausbildungsstellen sowie dualen 
Studienplätzen in 2 Losen für eine Vertragsdauer von jeweils 2 Jahren mit 
Vertragsverlängerungsoption für jeweils 4 weitere Jahre; Auftraggeber: 
Stadt Leverkusen, Fachbereich Personal und Organisation, Hauptstr. 105, 
51373 Leverkusen 

____________________________________________________________________ 
 
Die Stadt Leverkusen beabsichtigt, im Wege der Öffentlichen Ausschreibung gem. § 9 
Abs. 1 UVgO folgende Leistungen zu vergeben: 
 
Vergabe-Nr. 2024-0110: 
Online-Portale zur Veröffentlichung von Ausbildungsstellen sowie dualen Studienplät-
zen in 2 Losen für eine Vertragsdauer von jeweils 2 Jahren mit Vertragsverlänge-
rungsoption für jeweils 4 weitere Jahre 
 
Die Vergabeunterlagen können bis zum 01.08.2024, 10:00 Uhr, im Internet auf der 
Seite des Vergabemarktplatzes Rheinland kostenfrei abgefordert werden unter: 
www.evergabe.nrw.de/VMPCenter/company/welcome.do. 
 
 
 
 

http://www.evergabe.nrw.de/VMPCenter/company/welcome.do
http://www.evergabe.nrw.de/VMPCenter/company/welcome.do
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Leverkusen, 5. Juli 2024 
Stadt Leverkusen  
Der Oberbürgermeister  
Fachbereich Recht und Vergabestelle 
Im Auftrag 
gez. Fuchs 
____________________________________________________________________ 
 
110. Öffentliche Bekanntmachung einer Ausschreibung von Leistungen, hier: 

Rahmenvertrag zur Untersuchung von Proben im Medizinischen Dienst 
über einen Zeitraum von 4 Jahren; Auftraggeber: Stadt Leverkusen, Fach-
bereich Medizinischer Dienst Leverkusen, Paracelsusstr. 19, 51375 Lever-
kusen 

____________________________________________________________________ 
 
Die Stadt Leverkusen beabsichtigt, im Wege der Öffentlichen Ausschreibung gem. § 9 
Abs. 1 UVgO folgende Leistungen zu vergeben: 
 
Vergabe-Nr. 2024-0112: 
Rahmenvertrag zur Untersuchung von Proben im Medizinischen Dienst über einen 
Zeitraum von 4 Jahren 
 
Die Vergabeunterlagen können bis zum 25.07.2024, 10:00 Uhr, im Internet auf der 
Seite des Vergabemarktplatzes Rheinland kostenfrei abgefordert werden unter: 
www.evergabe.nrw.de/VMPCenter/company/welcome.do. 
 
Leverkusen, 3. Juli 2024 
Stadt Leverkusen 
Der Oberbürgermeister  
Fachbereich Recht und Vergabestelle 
Im Auftrag 
gez. Fuchs 
____________________________________________________________________ 
 
111. Öffentliche Bekanntmachung einer Ausschreibung von Bauleistungen, 

hier: Bauleistung für den Neubau einer Erschließungsstraße 3, Gehwege 
Europaallee in 51379 Leverkusen Opladen; Auftraggeber: nbso - neue 
bahnstadt opladen GmbH, Bahnstadtchaussee 4, Neues Magazin, 51379 
Leverkusen 

____________________________________________________________________ 
 
Die Stadt Leverkusen beabsichtigt, im Wege einer Ausschreibung im Offenen Verfah-
ren gemäß § 3 EU Nr. 1 VOB/A folgende Leistungen zu vergeben: 
 
Vergabe-Nr. 2024-0161: 
Bauleistung für den Neubau einer Erschließungsstraße 3, Gehwege Europaallee in 
51379 Leverkusen Opladen 
 
Die Vergabeunterlagen können bis zum 05.08.2024, 10:00 Uhr, im Internet auf der 
Seite des Vergabemarktplatzes Rheinland kostenfrei abgefordert werden unter: 
www.evergabe.nrw.de/VMPCenter/company/welcome.do. 
 
 

http://www.evergabe.nrw.de/VMPCenter/company/welcome.do
http://www.evergabe.nrw.de/VMPCenter/company/welcome.do
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Leverkusen, 3. Juli 2024 
Stadt Leverkusen 
Der Oberbürgermeister  
Fachbereich Recht und Vergabestelle 
Im Auftrag 
gez. Fuchs 
____________________________________________________________________ 
 
112. Öffentliche Bekanntmachung einer Ausschreibung von Leistungen, hier: 

Erstellung eines Leitstellengutachtens für die Feuerwehr Leverkusen, 
Edith-Weyde-Straße 12, 51373 Leverkusen; Auftraggeber: Stadt Lever-
kusen, Fachbereich Feuerwehr, Edith-Weyde-Straße 12, 51373 Leverkusen 

 ____________________________________________________________________ 
 
Die Stadt Leverkusen beabsichtigt, im Wege der Öffentlichen Ausschreibung gem. § 9 
Abs. 1 UVgO folgende Leistungen zu vergeben: 
 
Vergabe-Nr. 2024-0190: 
Erstellung eines Leitstellengutachtens für die Feuerwehr Leverkusen, Edith-Weyde-
Straße 12, 51373 Leverkusen 
 
Die Vergabeunterlagen können bis zum 29.07.2024, 10:00 Uhr, im Internet auf der 
Seite des Vergabemarktplatzes Rheinland kostenfrei abgefordert werden unter: 
www.evergabe.nrw.de/VMPCenter/company/welcome.do. 
 
Leverkusen, 5. Juli 2024 
Stadt Leverkusen 
Der Oberbürgermeister  
Fachbereich Recht und Vergabestelle  
Im Auftrag     
gez. Fuchs 
____________________________________________________________________ 
 
113. Öffentliche Bekanntmachung der städtischen eigenbetriebsähnlichen Ein-

richtung „Sportpark Leverkusen“ (SPL), hier: Jahresabschluss zum 
31.12.2023 

____________________________________________________________________ 
 
Gemäß § 103 Abs. 2 GO wurde die Gesellschaft INTEGRITAS, Gesellschaft für Revi-
sion und Beratung mbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Steuerberatungsgesell-
schaft, Langenfeld, nach Beschluss des Betriebsausschusses Sportpark Leverkusen 
am 29.11.2023 beauftragt, den Jahresabschluss zum 31.12.2023 zu prüfen. Diese hat 
mit Datum vom 22.04.2024 den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk zur Prüfung 
des Jahresabschlusses und Lageberichts 2023 wie folgt erteilt: 
 

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers: 
An die eigenbetriebsähnliche Einrichtung Sportpark Leverkusen 

 
Prüfungsurteile: 
Wir haben den Jahresabschluss der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Sportpark 
Leverkusen - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 
2023 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-

http://www.evergabe.nrw.de/VMPCenter/company/welcome.do
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tungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung Sportpark Leverkusen für das Geschäftsjahr vom 1. Janu-
ar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 
deutschen geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens- und Finanzlage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
zum 31. Dezember 2023 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom  
1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 und 
 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. In allen wesentlichen Belangen steht die-
ser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Ein-
wendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile: 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Ab-
schnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir 
sind von der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung unabhängig in Übereinstimmung mit 
den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben un-
sere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderun-
gen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jah-
resabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung des gesetzlichen Vertreters der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung für 
den Jahresabschluss und den Lagebericht: 
Der gesetzliche Vertreter der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung ist verantwortlich für 
die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung in allen wesent-
lichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung vermittelt. Ferner ist der gesetzliche Vertreter verantwort-
lich für die internen Kontrollen, die er in Übereinstimmung mit den deutschen Grunds-
ätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat, um die Aufstellung 
eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung 
und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 
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Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der gesetzliche Vertreter dafür verant-
wortlich, die Fähigkeit der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat er die Verantwortung, Sachver-
halte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist er dafür verantwortlich, auf der Grundlage 
des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen. 
 
Außerdem ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner ist der gesetzliche 
Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die er als 
notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit 
den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um 
ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu 
können. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts: 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahres-
abschluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von do-
losen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 
dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets auf-
deckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultie-
ren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresab-
schlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adres-
saten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kri-
tische Grundhaltung. Darüber hinaus 
 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irr-
tümern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen 
Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist höher als das Risiko, dass aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives Zusam-
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menwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstel-
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 
 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses re-
levanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der eigenbetriebsähnlichen Einrich-
tung abzugeben. 
 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von dem gesetzlichen Vertreter angewand-
ten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von dem gesetzli-
chen Vertreter dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben. 

 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von dem gesetzli-
chen Vertreter angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachwei-
se, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Ge-
gebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der eigenbetriebs-
ähnlichen Einrichtung zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen kön-
nen. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Anga-
ben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls 
diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizie-
ren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignis-
se oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die eigenbetriebsähnli-
che Einrichtung seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 

 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt. 

 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-
setzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung. 

 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestell-
ten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-
kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten be-
deutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zu-
kunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsur-
teil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 
 

 



Seite 146 Amtsblatt der Stadt Leverkusen Nr. 20 8. Juli 2024 

 
 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den ge-
planten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststel-
lungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die 
wir während unserer Prüfung feststellen.“ 
 
Langenfeld, 22. April 2024 
INTEGRITAS, Gesellschaft für Revision und Beratung mbH,  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Steuerberatungsgesellschaft 
gez. Lange-Gerhold 
Wirtschaftsprüfer 
  
Der Rat der Stadt Leverkusen hat in seiner Sitzung am 01.07.2024 zu den Punkten 2. 
und 3. der Vorlage Nr. 2024/2814 folgenden Beschluss gefasst: 
 
2. Der Jahresabschluss 2023 des Sportpark Leverkusen gem. beigefügter Bilanz so-

wie Gewinn- und Verlustrechnung wird festgestellt und der Lagebericht genehmigt 
(siehe Anlage zur Vorlage). 
Der Jahresverlust von 1.395.165,31 € wird auf neue Rechnung vorgetragen. 

 
3. Dem Betriebsausschuss Sportpark Leverkusen wird Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2023 und der Lagebericht liegen bis zur 
Feststellung des nächsten Jahresabschlusses im Büro Betriebsleitung des Sportpark 
Leverkusen in der Ostermann-Arena, Bismarckstr. 125, 51373 Leverkusen, montags 
bis freitags von 9.00 bis 12.00 Uhr, zur Einsichtnahme aus. 
 
Leverkusen, 4. Juli 2024 
Sportpark Leverkusen 
Die Betriebsleitung 
gez. Schreiner 
____________________________________________________________________ 
 
114. Öffentliche Bekanntmachung Bebauungsplan Nr. 114/74 „Friedrich-Ebert-

Platz“ - 5. Änderung „Wiesdorf - nordöstlich Christuskirche“ 
____________________________________________________________________ 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Planen und Bauen der Stadt Leverkusen hat in 
seiner Sitzung am 10.06.2024 für den Bebauungsplan Nr. 114/74 „Friedrich-Ebert-
Platz“ 5. Änderung, „Wiesdorf - nordöstlich Christuskirche“ die öffentliche Auslegung 
beschlossen. Die rechtlichen Grundlagen bilden § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
i. V. m. § 13 Abs. 3 BauGB. Es wird auf die Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, 
auf den Umweltbericht nach § 2a BauGB und auf die Angaben nach § 3 Abs. 2 Satz 
4 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, verzichtet. 
 
Ziele und Zwecke der Planung: 
Folgende städtebauliche Gründe bestehen für die Notwendigkeit einer Steuerung 
von Vergnügungsstätten etc. im Geltungsbereich des Bebauungsplans: 
 
1. Die Häufung von vorhandenen und sich zukünftig ansiedelnden Sex-Shops, bor-

dellartigen Betrieben etc. sowie von Vergnügungsstätten, wie z. B. Spielhallen, 
Wettbüros, Betriebe mit Sexdarbietungen sowie Wettannahmestellen mit einer 
entsprechenden Nutzung von mehr als 10 % der Grundfläche des Ladens, lässt 
eine Beeinträchtigung der sich aus der vorhandenen Nutzung ergebenden, städ-
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tebaulichen Funktion des Gebiets befürchten, die zu einer Abwertung der Citylage 
führt. Der so ausgelöste sogenannte „Trading-Down-Effekt“ führt durch die Ver-
drängung anderer Nutzungen, wie z. B. Einzelhandel, Dienstleistungen, Gastro-
nomie, Gewerbe etc., zu einer Minderung der Angebotsvielfalt im Plangebiet. Ins-
gesamt sind negative Effekte (Imageverlust, Wertminderungen am Immobilien-
standort und Leerstände) zu erwarten. 

 
2. Vergnügungsstätten, wie z. B. Spielhallen und Wettbüros, stellen eine Beeinträch-

tigung von Wohnnutzungen oder anderen schutzbedürftigen Anlagen (Kirchen, 
Schulen und Kindertagesstätten) dar. Auch aus diesem Grund sollte einer Ent-
wicklung weiterer derartiger Einrichtungen in der Nähe dieser sensiblen Nutzun-
gen entgegengewirkt werden. 

 
Informationen zu den Umweltbelangen: 
Das Verfahren zur 5. Änderung eines Teilbereichs des Bebauungsplans Nr. 114/74 
wird im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 Absatz 1 BauGB durchgeführt, da die 
Grundzüge des Plans durch die geringfügigen Änderungen der textlichen Festset-
zungen nicht berührt werden. Durch die Änderung des Bebauungsplans wird keine 
Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder nach Landesrecht unterliegen, vorbereitet oder begründet. Ferner bestehen 
keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b 
BauGB genannten Schutzgüter (Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und eu-
ropäische Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes) oder dafür, 
dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen 
von schweren Unfällen nach § 50 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu 
beachten sind. 
 
Hiermit liegt die Voraussetzung zur Anwendung des vereinfachten Verfahrens vor. 
Gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 3 BauGB wird von der Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB sowie der 
Überwachung der Umweltauswirkungen nach § 4c BauGB abgesehen. Gleichwohl 
werden im Bebauungsplanverfahren die wesentlichen Umweltbelange ermittelt und 
betrachtet. 
 
Veröffentlichung im Internet und zusätzliche öffentliche Auslegung: 
Der Bebauungsplanentwurf wird samt Begründung für die Dauer eines Monats, min-
destens jedoch für die Dauer von 30 Tagen, im Internet veröffentlicht und zusätzlich 
öffentlich ausgelegt. 
 
Veröffentlichungsfrist im Internet sowie der öffentlichen Auslegung ist: 
vom 15.07.2024 bis zum 14.08.2024. 
 
Informationen zur Veröffentlichung im Internet: 
Link zur Internetseite der Stadt Leverkusen www.leverkusen.de → Rathaus & Ser-
vice → Mitwirkung der Bürger → Bebauungspläne/Bauleitpläne. 
 
Information zur zusätzlichen öffentlichen Auslegung: 
Ort: Elberfelder Haus, 51373 Leverkusen, Hauptstraße 101, 

Wartezone im Erdgeschoss, 
Dauer: 15.07.2024 bis einschl. 14.08.2024, 
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Zeit: montags bis donnerstags von 8:30 Uhr bis 15:30 Uhr, 

freitags von 8:30 Uhr bis 13:30 Uhr. 
 

Auskünfte geben: 
Herr Heinkel (Tel.: 0214/406-6147) und Herr Burau (Tel.: 0214/406-6140). 
 
Möglichkeit zur Abgabe von Stellungnahmen: 
Während der Veröffentlichungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden. 
Stellungnahmen können insbesondere schriftlich, per E-Mail oder mündlich zur Nie-
derschrift bis zum 14.08.2024 abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan un-
berücksichtigt bleiben. 
 
Schriftliche Stellungnahmen können an folgende Adresse geschickt werden: 
Stadt Leverkusen 
Fachbereich Stadtplanung 
Hauptstraße 101 
51373 Leverkusen 
 
oder per E-Mail unter Angabe von Namen und postalischer Adresse an:  
61@stadt.leverkusen.de  
oder per Fax an die: 0214/406-6102. 
 
Bitte geben Sie im Betreff folgenden Text an:  
Bebauungsplan Nr. 114/74 „Friedrich-Ebert-Platz" - 5. Änderung „Wiesdorf - nordöst-
lich Christuskirche". 
 
Geltungsbereich: 
Die Grenze des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist im folgenden Lageplan 
dargestellt (siehe Folgeseite): 
 

mailto:61@stadt.leverkusen.de
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Leverkusen, 1. Juli 2024 
gez. Richrath 
Oberbürgermeister 
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____________________________________________________________________ 
 
115. Öffentliche Bekanntmachung Bebauungsplan Nr. 194/I „Wiesdorf - westlich 

und südlich der Stadtmitte - Steuerung von Vergnügungsstätten“ 
____________________________________________________________________ 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Planen und Bauen der Stadt Leverkusen hat in 
seiner Sitzung am 10.06.2024 für den Bebauungsplan Nr. 194/I „Wiesdorf - westlich 
und südlich der Stadtmitte - Steuerung von Vergnügungsstätten“ die öffentliche Aus-
legung beschlossen. Die rechtlichen Grundlagen bilden § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) i. V. m. § 13 Abs. 3 BauGB. Es wird auf die Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB, auf den Umweltbericht nach § 2a BauGB und auf die Angaben nach § 3 
Abs. 2 Satz 4 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 
verzichtet. 
 
Ziele und Zwecke der Planung: 
Auf der Grundlage des § 9 Abs. 2b BauGB bestehen folgende städtebauliche Gründe 
für die Notwendigkeit einer Steuerung von Vergnügungsstätten im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans: 
 
1. Die Häufung von vorhandenen und sich zukünftig ansiedelnden Vergnügungsstät-

ten, wie z. B. Spielhallen und Wettbüros, lässt eine Beeinträchtigung der sich aus 
der vorhandenen Nutzung ergebenden städtebaulichen Funktion des Gebiets be-
fürchten, was zu einer Abwertung der Cityrandlagen führt. Der so ausgelöste so-
genannte „Trading-Down-Effekt“ führt durch die Verdrängung anderer Nutzungen 
wie Einzelhandel, Dienstleistungen, Gastronomie, Gewerbe etc. zu einer Minde-
rung der Angebotsvielfalt im Plangebiet. Insgesamt sind negative Effekte (Image-
verlust, Wertminderungen am Immobilienstandort und Leerstände) zu erwarten. 
 

2. Vergnügungsstätten, wie z. B. Spielhallen und Wettbüros, stellen eine Beeinträch-
tigung von Wohnnutzungen oder anderen schutzbedürftigen Anlagen, wie Kirchen, 
Schulen und Kindertagesstätten dar. Auch aus diesem Grund sollte einer Entwick-
lung weiterer derartiger Einrichtungen in der Nähe dieser sensiblen Nutzungen 
entgegengewirkt werden. 

 
Informationen zu den Umweltbelangen: 
Das Verfahren zum Bebauungsplans Nr. 194/I wird im vereinfachten Verfahren ge-
mäß § 13 Abs. 1 BauGB durchgeführt, da es sich um einen zusammenhängenden 
Ortsteil nach § 34 BauGB handelt und auf Grundlage des § 9 Abs. 2b BauGB ledig-
lich Festsetzungen zur Steuerung der Nutzung „Vergnügungsstätten“ getroffen wer-
den.  
 
Durch den Bebauungsplan wird keine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, vorbereitet 
oder begründet. Ferner bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der 
in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter (Gebiete von ge-
meinschaftlicher Bedeutung und europäische Vogelschutzgebiete im Sinne des Bun-
desnaturschutzgesetzes) oder dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung 
oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 2 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 
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Hiermit liegt die Voraussetzung zur Anwendung des vereinfachten Verfahrens vor. 
Gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 3 BauGB wird von der Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB sowie der 
Überwachung der Umweltauswirkungen nach § 4c BauGB abgesehen. Gleichwohl 
werden im Bebauungsplanverfahren die wesentlichen Umweltbelange ermittelt und 
betrachtet.  
 
Veröffentlichung im Internet und zusätzliche öffentliche Auslegung: 
Der Bebauungsplanentwurf wird samt Begründung für die Dauer eines Monats, min-
destens jedoch für die Dauer von 30 Tagen, im Internet veröffentlicht und zusätzlich 
öffentlich ausgelegt. 
 
Veröffentlichungsfrist im Internet sowie der öffentlichen Auslegung ist: 
vom 15.07.2024 bis zum 14.08.2024. 
 
Informationen zur Veröffentlichung im Internet: 

Link zur Internetseite der Stadt Leverkusen www.leverkusen.de → Rathaus & Ser-
vice → Mitwirkung der Bürger → Bebauungspläne/Bauleitpläne  

 
Information zur zusätzlichen öffentlichen Auslegung: 
Ort: Elberfelder Haus, 51373 Leverkusen, Hauptstraße 101, 

Wartezone im Erdgeschoss, 
Dauer: 15.07.2024 bis einschl. 14.08.2024, 
Zeit:  montags bis donnerstags von 8:30 Uhr bis 15:30 Uhr, 

freitags von 8:30 Uhr bis 13:30 Uhr 
 

Auskünfte geben: 
Herr Heinkel (Tel.: 0214/406-61 47) und Herr Burau (Tel.: 0214/406-61 40). 
 
Möglichkeit zur Abgabe von Stellungnahmen: 
Während der Veröffentlichungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden. 
Stellungnahmen können insbesondere schriftlich, per E-Mail oder mündlich zur Nie-
derschrift bis zum 14.08.2024 abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan un-
berücksichtigt bleiben. 
 
Schriftliche Stellungnahmen können an folgende Adresse geschickt werden: 
Stadt Leverkusen 
Fachbereich Stadtplanung 
Hauptstraße 101 
51373 Leverkusen 
 
oder per E-Mail unter Angabe von Namen und postalischer Adresse an:  
61@stadt.leverkusen.de  
oder per Fax an die: 0214/406-6102. 
 
Bitte geben Sie im Betreff folgenden Text an:  
Bebauungsplan Nr. 194/I „Wiesdorf - westlich und südlich der Stadtmitte - Steuerung 
von Vergnügungsstätten". 
 
 

mailto:61@stadt.leverkusen.de


Seite 152 Amtsblatt der Stadt Leverkusen Nr. 20 8. Juli 2024 

 
 
Geltungsbereich: 
Die Grenze des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist im folgenden Lageplan 
dargestellt: 
 

 
 
Leverkusen, 1. Juli 2024 
gez. Richrath 
Oberbürgermeister 
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____________________________________________________________________ 
 
116. Öffentlich Bekanntmachung Widmung Schwalbenweg 
____________________________________________________________________ 
 
Bekanntmachung gemäß Straßen- und Wegegesetz des Landes NRW (StrWG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV. NW. S. 1028, ber. 1996 
S.81, 141, 216 und 355, ber. 2007 S.327/SGV.NRW.91); zuletzt geändert durch Arti-
kel 15 des Gesetzes vom 01.02.2022 (GV. NRW.S.122): Gemäß Beschluss der Be-
zirksvertretung für den Stadtbezirk II vom 18.06.2024 widmet die Stadt Leverkusen 
den Schwalbenweg gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes (StrWG) NRW als 
Gemeinde-/Anliegerstraße dem öffentlichen Verkehr. 
 
 

 
 
 
Im Stadtplanausschnitt ist die Fläche farblich dargestellt. Die Originalunterlagen und 
Pläne liegen bei der Stadtverwaltung Leverkusen, Fachbereich Tiefbau, Friedrich-
Ebert-Str. 17, 8. OG, Raum 8/02, zur Einsicht aus.  
 
Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach dieser Bekanntgabe Klage 
beim Verwaltungsgericht Köln, Köln, erhoben werden. 
 
Leverkusen, 26. Juni 2024 
Stadt Leverkusen 
Der Oberbürgermeister 
Fachbereich Tiefbau 
Im Auftrag 
gez. Schmitz 
____________________________________________________________________ 
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